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Präsident Bush als Friedensstifter?
Amerikanische Nahostpolitik zwischen außenpolitischen Erwartungen und
innenpolitischen Imperativen
Peter Rudolf

Die Bush-Administration ist mittlerweile auf höchster Ebene intensiv mit dem »Mikro-
management« der Regelung des israelisch-palästinensischen Konfliktes befaßt. Der
»Dreiergipfel« zwischen Präsident Bush, Israels Ministerpräsident Scharon und dem
palästinensischen Premier Abbas Anfang Juni 2003 in Aqaba, in der Folge abgestimmter
Druck von Außenminister Powell und Sicherheitsberaterin Rice auf beide Konflikt-
parteien und die ständige Überwachung der Fortschritte vor Ort durch ein amerikani-
sches Team zeugen von einer neuen amerikanischen Rolle. Sie geht über die eines
reinen Vermittlers hinaus. Ungewiß ist, ob die Ende April 2003 veröffentlichte »road
map« des »Quartetts« aus USA, EU, Rußland und den UN tatsächlich den Weg zum
Frieden weist. Sicher ist jedoch eines: Ohne das dauerhafte und stetige Engagement
der USA, ohne das beharrliche Einwirken auf beide Konfliktparteien wird dem jüngsten
Plan kein Erfolg beschieden sein. Doch wird Präsident Bush die Regelung des Konflikts
mit Vorrang und Ausdauer verfolgen?

Bushs gegenwärtige Rolle bei der Konflikt-
regelung steht in scharfem Kontrast zu dem
sporadischen und halbherzigen Engage-
ment, das der US-Präsident in den ersten
Amtsjahren zeigte. Anders als sein am Ende
als Vermittler gescheiterter Vorgänger
Clinton wollte Bush kein politisches Kapital
im Nahostkonflikt einsetzen. Nicht dessen
Lösung, sondern der Sturz des irakischen
Diktators wurde zur Priorität amerikani-
scher Politik in der Region.

Rückblick: Dominanz der
neokonservativen Sicht
Zweierlei änderte sich unter George W.
Bush in der amerikanischen Nahostpolitik:
Zum einen stimmten erstmals eine
US-Administration und eine Likud-geführte
Regierung in Israel in ihren politischen Vor-
stellungen über den Weg zur Regelung des
Nahostkonflikts in hohem Maße überein.
Das galt insbesondere, nachdem sich Präsi-
dent Bush im Juni 2002 der Forderung nach
Entmachtung Arafats als zentraler Voraus-
setzung für weitere Fortschritte im Frie-
densprozeß angeschlossen hatte. Politische
und persönliche Verbitterung über Yasir
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Arafat, aber auch das israelische Argument,
daß Israel und die USA nach dem 11. Sep-
tember den gleichen Kampf führten, dürf-
ten den Präsidenten zum Schulterschluß
mit Ministerpräsident Scharon bewogen
haben. Zum andern galt aus der vorherr-
schenden Sicht in der Bush-Administration
nicht länger der palästinensisch-israelische
Konflikt, sondern der Irak als die zentrale
Herausforderung in der Region. Das State
Department, traditionell Verfechter einer
Verhandlungslösung, spielte, wie Mit-
arbeiter selbst einräumten, eine nur noch
marginale Rolle. Außenminister Powell
mußte wiederholt erleben, daß seinen
Bemühungen der Boden entzogen wurde.

Innerhalb der Administration wurde die
»neokonservative« Sicht des Nahen Ostens
dominierend, der zufolge der Weg zum
Frieden über Bagdad und nicht über Jeru-
salem führt. Vorherrschend wurde sie, weil
der Präsident sie nach dem 11. September
übernahm und weil sie in Verteidigungs-
minister Rumsfeld und seinem Stellvertre-
ter Paul Wolfowitz starke Befürworter hat.
Die Debatte innerhalb der Administration
bewegte sich, wie ein kundiger Beobachter
schrieb, zwischen »hard-liners and harder
liners«.

Keine Personalentscheidung drückte der-
art deutlich den Wandel amerikanischer
Nahostpolitik aus wie die Ernennung von
Elliott Abrams zum für den Nahen Osten
zuständigen Senior Director im National
Security Council. Der ehemalige Assistant
Secretary of State unter Reagan war wegen
zweimaligen Belügens des Kongresses in
der Iran-Contra-Affäre verurteilt und von
George H. W. Bush begnadigt worden.
Dieser scharfe Kritiker des Friedensprozes-
ses gehört zu jenem neokonservativen Netz-
werk um Richard Perle, Mitglied des
Defense Policy Board, das den Verteidi-
gungsminister berät, und Douglas J. Feith,
dem Undersecretary of Defense for Policy,
die 1996 in einer Studie vorgeschlagen
hatten, »Land für Frieden« als Prinzip zur
Regelung des Friedensprozesses aufzugeben
und darauf zu beharren, daß die arabischen

Staaten den biblisch begründeten Anspruch
Israels auf die besetzten Gebiete anerken-
nen – oder besser: auf die »sogenannten
besetzten Gebiete«, von denen Rumsfeld im
August 2002 in einer Rede vor Mitarbeitern
seines Ministeriums sprach.

Derartig radikale Forderungen fanden
zwar nicht Eingang in die Politik der Admi-
nistration, wohl aber die gerade von Neo-
konservativen immer wieder erhobene
Forderung, die USA müßten Israel im
Kampf gegen den Terrorismus vorbehaltlos
unterstützen, statt zu Verhandlungen mit
Arafat zu drängen. Im Juni 2002 knüpfte
Präsident Bush in einer programmatischen
Rede – jede traditionelle Prätention einer
neutralen Vermittlerrolle aufgebend – die
Unterstützung für einen Palästinenserstaat
an einen Wechsel der palästinensischen
Führung. Die Bringschuld für eine Friedens-
regelung wurde faktisch ganz den Palästi-
nensern zugewiesen. Wenn neue palästi-
nensische Institutionen und Führer hervor-
kämen, die konsequent gegen die Terro-
risten vorgingen und ihre Infrastruktur auf-
lösten, dann würden israelische Reaktionen
und die Arbeit an einem Abkommen über
den Endstatus nicht auf sich warten lassen.

Die »road map« als Rahmen
Diese Rede wurde zum Bezugspunkt all
jener in den USA, die die Bemühungen des
Quartetts mit großem Argwohn verfolgten
– jenem informellen Forum, in dem die
USA, die EU, Rußland und die UN seit April
2002 ihre Nahostpolitik koordinieren.
Einen Tag vor der immer wieder auf Ver-
langen der Bush-Administration aufgescho-
benen Bekanntgabe der vom Quartett aus-
gearbeiteten road map wurde Präsident
Bush von 313 Abgeordneten und 88 Sena-
toren aufgefordert, seinen Aussagen vom
24. Juni 2002 treu zu bleiben. Die road map
wurde denn auch vom Weißen Haus als ein
Vehikel zur Umsetzung der in der Juni-Rede
dargelegten Vision interpretiert.

Mit Unbehagen, aber gleichzeitig sehr
zurückhaltender Kritik am Präsidenten 
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reagierten die religiöse Rechte und die
jüdische Israel-Lobby auf die Bekanntgabe
der auch von Bush mitgetragenen »Weg-
skizze«. »Land für Frieden« habe nie funk-
tioniert, meinte Pat Robertson, einer der
Wortführer der religiösen Fundamenta-
listen. Auch ihr prominentester Vertreter
im Repräsentantenhaus, der republika-
nische Mehrheitsführer Tom DeLay, der
kurz zuvor noch vom »Quartet of Appease-
ment« gesprochen hatte, wollte den Präsi-
denten nicht direkt kritisieren. Ihm sei
wiederholt versichert worden, der Präsi-
dent werde dem Ansatz folgen, den er in
der Rede vom 24. Juni skizziert habe. Die
wichtigste Organisation der jüdischen
Israel-Lobby, AIPAC (American Israel Public
Affairs Committee), reagierte auf die Be-
kanntgabe der road map mit der Stellung-
nahme, die Initiative biete den Palästinen-
sern die Gelegenheit, die Beziehungen zum
Terrorismus zu durchschneiden. Auch von
dieser Seite gab es keine direkte Kritik am
Präsidenten.

Präsident Bush hat sich und seine Admi-
nistration zwar auf die Umsetzung der road
map verpflichtet. Doch wird sie auf ihrer
Seite etwas anders interpretiert als auf
jener der Europäer. Es war bereits eine ein-
seitige amerikanische Änderung, die
Bekanntgabe der road map mit der Bedin-
gung zu verknüpfen, daß die Palästinenser
zuvor einen Premierminister mit »wirk-
licher Autorität« einsetzen müßten. Auch
die Interpretation, daß die Wegskizze für
Änderungen von israelischer und palästi-
nensischer Seite (diese hatte keine vor-
zubringen) offen sei, weicht vom Verständ-
nis der anderen Urheber des Plans ab. Diese
sehen ihn als Dokument, das den Konflikt-
parteien sofortige Zugeständnisse abver-
langt. Der Grundkonflikt ist keineswegs
verschwunden: der zwischen »Sequentialis-
mus« und »Parallelismus«. Die Wegskizze
setzt auf parallele Schritte, gleichzeitige
Zugeständnisse beider Konfliktparteien; die
israelische Regierung fordert jedoch zuerst
Zugeständnisse der Palästinenser, darunter
die Beendigung der Gewalt und die Auf-
lösung terroristischer Gruppen. Und aus

Bushs Äußerungen spricht klar dieselbe
Logik des »Sequentialismus«.

Für die Bush-Administration ist die road
map als Konzept wichtig, in der Substanz
jedoch zeigte sie sich bereit, israelischen Be-
denken entgegenzukommen. Wichtig war
ihr vor allem, daß die israelische Regierung
sich auf die Prinzipien und den Prozeß ein-
läßt und auf die Zwei-Staaten-Lösung. Die
Administration hat versprochen, die ihr
vorliegende 14-Punkte-Liste mit israelischen
Bedingungen »voll und ernsthaft« im Pro-
zeß der Umsetzung der road map anzu-
sprechen. Nun mögen manche israelischen
Einwände vor allem mit dem Blick auf die
israelische Innenpolitik formuliert und
insofern nicht allzu ernsthaft gemeint sein.
Doch die drei gravierendsten Einwände –
die Erwähnung der saudischen Friedens-
initiative im road map-Dokument, das Rück-
kehrrecht der Palästinenser und die Frage
der israelischen Siedlungen – sind proble-
matisch genug. Die Bezugnahme auf die
saudische Initiative dient der Einbindung
dieses Landes. Israel stößt sich jedoch
daran, daß in dieser Initiative die Rückgabe
aller 1967 besetzten Gebiete gefordert wird.
In der Siedlungsfrage hat die israelische
Seite lediglich signalisiert, einige »illegale«
Siedlungen aufgeben zu wollen (wohin-
gegen in der road map ein Einfrieren der
Siedlungsaktivität in der ersten Phase vor-
gesehen ist). Deutlich ist auch, daß die Re-
gierung Scharon mehr Zeit bis zur Errei-
chung eines palästinensischen Staates ver-
anschlagt als die vorgesehenen drei Jahre.

Die Bush-Administration verfolgt mit
dem Konzept der road map einen Ansatz der
eher kleinen Schritte. Die schwierigen
Fragen werden erst einmal vertagt, mußten
vielleicht erst einmal vertagt werden, um
den Prozeß in Gang zu setzen. Das grund-
legende Manko der road map ist wiederholt
benannt worden: ein inkrementeller, die
harten kritischen Fragen zunächst ausklam-
mernder Prozeß, in dem gegenwärtige Zu-
geständnisse die Verhandlungsmacht bei
den in Zukunft zu regelnden Fragen zu
untergraben scheinen; ein Prozeß zumal,
der den Obstruktionskräften auf beiden
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Seiten ausgesetzt ist. Die road map ist trotz
aller Schwachpunkte als Konzept, als Kata-
lysator für Entwicklungen bei den Konflikt-
parteien, aber auch auf seiten der USA
wichtig. Sie bietet einen Rahmen für Ver-
handlungen, darin ähnlich den Oslo-Verein-
barungen von 1993, aber doch in wichtigen
Punkten verschieden: Es gibt eine grund-
sätzliche Einigung, daß am Ende des Pro-
zesses ein palästinensischer Staat stehen
soll, und es gibt eine internationale Über-
wachung der Fortschritte.

Rücksichtnahme auf israelische Sicher-
heitsinteressen und weitgehende Vermei-
dung öffentlicher Kritik am israelischen
Verhalten kennzeichnen wie bisher die
Position der Bush-Administration. Kurz
nach dem Treffen von Aqaba im Juni 2003
war der Friedensplan durch eine Welle der
Gewalt gefährdet. Die amerikanische Seite
wiegte sich in dem Glauben, bei diesem
Treffen von Israel die Zusicherung bekom-
men zu haben, daß Israel sich zurückhalten
und auf die Ausschaltung »tickender Bom-
ben« beschränken werde, auf die Tötung
jener, die unmittelbar einen Anschlag
planen. Daß die israelische Regierung die
vage gehaltene Zusicherung anders
gemeint hatte, zeigte sich sehr schnell am
fehlgeschlagenen Versuch, einen Führer
der Hamas zu töten. Präsident Bush re-
agierte, indem er seiner »Beunruhigung«
Ausdruck gab. Daß selbst dieser vorsichtige
Ausdruck der Kritik am israelischen Vor-
gehen politisch heikel war, zeigte sich an
den Reaktionen im Kongreß. Gerade auch
einige Demokraten nutzten diesen Vorfall
zur Kritik am Präsidenten. AIPAC kleidete
die Kritik in die Formel, daß es amerikani-
sche Politik sein sollte, Israel bei der Be-
kämpfung terroristischer Organisationen
zu unterstützen. Nach einem Selbstmord-
anschlag, bei dem in Jerusalem 16 Personen
starben, und nach den anschließenden Ver-
geltungsaktionen Israels verzichtete der
Präsident auf jede Äußerung, die als öffent-
liche Kritik der israelischen Regierung aus-
gelegt werden konnte.

Engagement gefordert:
Die öffentliche Meinung
Internationale Erwartungen – von seiten
der arabischen Staaten und der Europäer,
insbesondere das Drängen des britischen
Premierministers Blair – und ein aus Sicht
der Administration durch die Entwick-
lungen in der Region und auf palästinen-
sischer Seite für eine Regelung »reif« gewor-
dener Konflikt dürften zum Engagement
des Präsidenten beigetragen haben. Schließ-
lich hatte Bush zugesichert, er werde sich
nach dem Krieg gegen den Irak dem isra-
elisch-palästinensischen Konflikt widmen.
Daß der Regimesturz in Bagdad die Voraus-
setzungen für die Regelung dieses Konflikts
verbessern würde, war eine deutlich ge-
äußerte Erwartung des US-Präsidenten: Mit
Saddam Hussein falle ein Unterstützer des
palästinensischen Terrorismus weg, andere
Staaten empfingen die klare Warnung, daß
solche Unterstützung nicht toleriert werde,
mit der Unterbindung der Außenunter-
stützung verbessere sich die Position der
reformorientierten Palästinenser ebenso
wie die Aussicht auf eine neue palästinen-
sische Führung. An die erhoffte Verrin-
gerung der terroristischen Bedrohung
knüpfte sich die Erwartung, daß Israel die
Schaffung eines lebensfähigen palästinen-
sischen Staates unterstützen werde.

Auch die öffentliche Meinung in den
USA wies eher in Richtung eines stärkeren
Engagements als in die Gegenrichtung.
Diese Beobachtung mag auf den ersten
Blick überraschen. Denn häufig wird argu-
mentiert, daß die innenpolitische Situation
in den USA, zumal angesichts des näher
rückenden Wahljahrs, ungünstiger denn je
für ein anhaltendes amerikanisches En-
gagement sei, das Druck auch auf die isra-
elische Regierung erfordern würde. Doch
trifft diese Einschätzung zu? Stimmt die
Meinung, Bush könne mit einem Friedens-
schluß innenpolitisch nichts gewinnen?
Oder hat der Präsident nicht doch beträcht-
lichen Handlungsspielraum und besteht
für ihn auch politischer Anreiz, die Rolle
des Friedensmaklers zu übernehmen? Was
nützt Bush innenpolitisch eher – weiter
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nahezu ohne Kritik und Druck Scharon zu
unterstützen oder um den Preis von Kon-
flikten mit der israelischen Regierung eine
Regelung des Konflikts entschieden voran-
zutreiben?

Die Mehrheit der amerikanischen Öffent-
lichkeit sieht den Präsidenten nach dem
Irak-Krieg in einer gestärkten Position, die
ihn in die Lage versetzt, den israelisch-palä-
stinensischen Konflikt zu lösen. Das sollte
der vorherrschenden Stimmung zufolge
auch hohe außenpolitische Priorität genie-
ßen. Die Amerikaner erhoffen sich davon
auch eine Verringerung des Risikos terro-
ristischer Anschläge auf eigenem Terri-
torium. Bush kann im öffentlichen An-
sehen durch das verstärkte Engagement
nur gewinnen. Das zumindest ist die
Schlußfolgerung aus den Ergebnissen einer
Mitte Mai 2003 im Auftrag des Programm
on International Policy Attitudes durch-
geführten Untersuchung (www.pipa.org).
Während eine deutliche Mehrheit, fast zwei
Drittel nämlich, dem Präsidenten generell
Führungsstärke bei internationalen Pro-
blemen zubilligt, sieht das Bild mit Blick
auf den Nahostkonflikt anders aus: Hier
billigten nur gut zwei Fünftel dem Präsi-
denten eine starke Führungsrolle zu. Die
beiden Konfliktparteien unter Druck zu
setzen, wenn sie die in der road map vor-
gesehenen Schritte nicht durchführen,
findet die Zustimmung von nahezu zwei
Dritteln der amerikanischen Öffentlichkeit.
Die breite Mehrheit würde ihren Präsiden-
ten am liebsten in der Rolle des unpar-
teiischen Vermittlers sehen, auch wenn die
Sympathien der Amerikaner stärker auf
israelischer als auf palästinensischer Seite
liegen. Unter Republikanern ist eine ein-
deutig pro-israelische Haltung weit deut-
licher ausgeprägt als unter Demokraten.

Nun sind Meinungsumfragen mit einer
gewissen Vorsicht zu deuten. Doch läßt sich
feststellen, daß Bush auf jene Rolle zu-
steuert, die den politischen Präferenzen der
breiten Öffentlichkeit am ehesten ent-
spricht. Er muß nach wie vor zumindest
den Eindruck erwecken, daß er sich als
Friedensvermittler engagiert. Das ist, so

auch die Auffassung im Weißen Haus, eine
Forderung der amerikanischen Öffentlich-
keit: »Er muß zeigen, daß er es versucht«,
meinte ein politischer Berater des Weißen
Hauses.

Wettbewerb um jüdische Wähler
Imagepflege ist ein politisches Kalkül, Stim-
mengewinne unter jüdischen Wählern ein
anderes. Seit 1920 konnte kein republika-
nischer Präsidentschaftskandidat die Mehr-
heit der jüdischen Wähler für sich gewin-
nen. Auch George W. Bush wird dies nicht
gelingen. Er kann jedoch auf einen größe-
ren Anteil dieser Wähler hoffen. Zwar gibt
es Umfragen, die auf einen stärkeren Zu-
spruch der republikanischen Partei unter
jüngeren (unter 35) als unter älteren (über
65) jüdischen Amerikanern hindeuten.
Doch erhoffen können sich die Republi-
kaner bei den nächsten Präsidentschafts-
wahlen weniger eine Neuorientierung der
jüdischen Wähler zugunsten der Grand Old
Party als eine Rückkehr zur Normalität.
Denn der hohe Stimmenanteil jüdischer
Wähler, den Clinton 1992 und 1996 und
Gore 2000 verbuchten – 1996 waren es 78%,
2000 79% –, war im Grunde außergewöhn-
lich. Denn seit Nixon 1972 hatten die repu-
blikanischen Kandidaten im Durchschnitt
ein Drittel der jüdischen Stimmen für sich
gewinnen können; den höchsten Anteil
erreichte Reagan 1980 mit 39%. Doch wie
die letzten Wahlen zeigten, können wenige
Stimmen in einem einzigen Staat den Aus-
schlag geben. Und die jüdische Wähler-
schaft in Florida und New York hat für den
Ausgang der Präsidentschaftswahl keines-
wegs geringe Bedeutung (wobei ein repu-
blikanischer Sieg in New York sehr unwahr-
scheinlich ist).

Solange Terrorismus und die Bedrohung
Israels innenpolitischen Themen auf der
politischen Agenda den Rang ablaufen,
können die Republikaner auf Resonanz
innerhalb dieser Wählergruppe hoffen. Ob
die Hoffnungen von Teilen der Republika-
nischen Partei aufgehen, langfristig eine
Umorientierung der jüdischen Wähler her
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beiführen zu können, bleibt abzuwarten.
Als Kalkül der politischen Strategen der
Partei dürften solche Überlegungen aber zu
berücksichtigen sein.

Die religiöse Rechte als
Stütze Israels
Innerhalb der Republikanischen Partei hat
sich die religiöse Rechte zu einer starken
Pro-Israel-Lobby entwickelt, die seit mehr
als zwei Jahrzehnten enge Beziehungen zur
Likudpartei pflegt. Ihre Basis sind jene
fundamentalistischen Christen vor allem
im Süden der USA, die pro-israelisch ein-
gestellt sind, sei es, weil sie davon über-
zeugt sind, daß Israel einen biblisch be-
gründeten Anspruch auf die besetzten
Gebiete hat, sei es, weil in ihrer Auslegung
der Offenbarung die Wiederkunft Christi
und die Errichtung seiner tausendjährigen
Herrschaft auf Erden von der Existenz eines
jüdischen Staates und der Kontrolle über
Jerusalem abhängt.

Laut Pat Robertson, einem der Organisa-
toren und Wortführer der religiösen Rech-
ten, weckte der Ausbruch der zweite Inti-
fada unter religiösen Konservativen die
Befürchtung, die Existenz Israels könnte
gefährdet sein – und damit die biblischen
Prophezeiungen. Wie sehr eschatologisch-
apokalyptische Überzeugungen, die Um-
fragen zufolge von 40 Millionen Ameri-
kanern geteilt werden, die Haltung funda-
mentalistischer Christen in den USA gegen-
über Israel prägen, ist strittig. Richard
Land, Vorsitzender der Southern Baptist
Convention’s Ethics and Religious Liberty
Commission, hält die oft zu hörende Ein-
schätzung, mit der Unterstützung Israels
solle die Wiederkunft Christi beschleunigt
werden, für unsinnig. Kein Mensch könne
dieses Ereignis beschleunigen oder ver-
zögern. Die Unterstützung Israels wurzele
in dem Versprechen Gottes, Israel das
heilige Land für immer zu geben, und in
der Zusage, daß Gott jene segne, die die
Juden segnen.

Aus welchen Motiven auch immer: Die
Unterstützung Israels wurde zu einem

wichtigen Anliegen religiöser Konserva-
tiver, die einen starken Kern der Republika-
nischen Partei bilden. Nach der bereits er-
wähnten Umfrage vom Mai 2003 ist die
Unterstützung für Israel und eine pro-
israelische Politik unter jenen 17% der
Befragten, die sich selbst als fundamenta-
listische Christen einstuften, größer als in
anderen Gruppen. Während unter anderen
Gruppen wenigstens 74% eine unpartei-
ische Haltung der USA befürworteten,
waren es unter Fundamentalisten 50%.

Diese Kernklientel der Republikanischen
Partei gilt es in den nächsten Präsident-
schaftswahlen voll zu mobilisieren. Nach
Einschätzung von Karl Rove, dem wichtig-
sten politischen Berater von Präsident
Bush, gelang dies im letzten Präsident-
schaftswahlkampf nicht gänzlich. Von den
geschätzten 19 Millionen gingen nur 15
Millionen zur Wahl. Der Anteil derjenigen,
die sich selbst als religiöse Konservative ein-
stuften, lag bei den Wählern von Bush mit
14% niedriger als bei jenen von Clinton
1996 (damals 17%). Rove scheint sich zu
sorgen, daß sich solche fundamentalisti-
schen Wählern wieder von einem als kor-
rupt wahrgenommenen politischen Prozeß
abwenden könnten. Werden die politischen
Strategen die Nahost- und Israelpolitik als
mobilisierendes Thema sehen? Allenfalls
dieses Kalkül, nicht aber die Sorge, funda-
mentalistische Christen an die Demokraten
zu verlieren, könnte eine Rolle spielen.
Denn bei zu vielen anderen, für fundamen-
talistische Christen wichtigeren Themen
dürfte der demokratische Gegenkandidat
Positionen vertreten, die für diese Wähler-
gruppe inakzeptabel sind.

Konflikt mit dem Kongreß?
Wird Bush unter Umständen zum Konflikt
mit der Israel-Lobby und das heißt auch mit
einem großen Teil des Kongresses bereit
sein und Druck auf Israel ausüben, falls der
konditionierten Zustimmung der israeli-
schen Regierung zur road map ein langer
Verzögerungsprozeß folgt, genährt von der
Hoffnung, daß bei fortgesetzter palästinen
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sischer Gewalt die Initiative im amerikani-
schen Wahlkampf erstickt?

Selbst zurückhaltende Kritik an einzel-
nen Aktionen der israelischen Regierung
ruft im Kongreß Reaktionen hervor. Wirt-
schaftlicher Druck ist in der gegenwärtigen
Situation gewiß nicht zu erwarten. Die Ad-
ministration hat beim Kongreß neue Kredit-
garantien für Israel in Höhe von 9 Milliar-
den Dollar über vier Jahre und 1 Milliarde
Dollar Militärhilfe beantragt.

Die dominierende Stimmung im Kon-
greß ist ganz eindeutig pro-israelisch. Die
vom Repräsentantenhaus im Juni 2003
verabschiedete Resolution, in der der Terro-
rismus in Israel verurteilt wird, spiegelt
dies wider. Von Verpflichtungen der israeli-
schen Seite oder von einer ausdrücklichen
Unterstützung für die Umsetzung der road
map ist nicht die Rede. Jedoch: Die von Bush
angestrebte Zwei-Staaten-Lösung findet aus-
drückliche Unterstützung; nach Einschät-
zung des Demokraten Howard Berman,
einer der Stützen Israels, war dies das erste-
mal in der Geschichte des Repräsentanten-
hauses, daß ein unabhängiger palästinen-
sischer Staat akzeptiert wurde.

Direkte amerikanische Hilfe an die Palä-
stinensische Autonomiebehörde, wie sie die
Bush-Administration jetzt erwägt, wird
daher nicht am Kongreß scheitern. Bislang
wurden amerikanische Gelder über die UN
und unabhängige Hilfsorganisationen ver-
geben. Jetzt plant die Bush-Administration
eine direkte, im Umfang aufgestockte
Unterstützung – zum einen zur Verbesse-
rung der Lebensverhältnisse, zum anderen
zur Stärkung des palästinensischen Sicher-
heitsapparates. Solche direkte Hilfe ist zwar
gesetzlich verboten, doch der Präsident
kann dieses Verbot aus Gründen »natio-
naler Sicherheit« aussetzen. Die Administra-
tion hat, wie aus dem Kongreß zu ver-
nehmen ist, hart daran gearbeitet, Beden-
ken und Widerstände auszuräumen. Einige
jüdische Gruppen und Mitglieder des Kon-
gresses lehnen zwar die direkte Hilfe an die
Palästinensische Autonomiebehörde ab, da
sie befürchten, durch solche Hilfe könnten
Gelder für die Unterstützung des Terroris-

mus frei werden. Doch nach Ansicht von
Tom DeLay, dem Mehrheitsführer im Reprä-
sentantenhaus, hat die Administration
diese Bedenken dadurch gemindert, daß
die Kontrolle über die amerikanischen
Hilfsgelder beim neuen palästinensischen
Finanzminister liegen solle. Die anfäng-
liche Summe von 20 Millionen Dollar für
Aufbauprojekte ist zwar gering, aber von
nicht zu unterschätzendem Symbolwert –
und der Auftakt zu weiterer Unterstützung,
für die die Administration auf bewilligte,
aber nicht ausgegebene Mittel in Höhe von
etwa 200 Millionen Dollar zurückzugreifen
hofft. Daneben wird ein zweites Hilfspaket
diskutiert – für die Unterstützung des palä-
stinensischen Sicherheitsapparats. Bei der
CIA scheint man an rund 300 Millionen
Dollar zu denken. Amerikanische Geheim-
dienstmitarbeiter sind bereits im Begriff,
den Wiederaufbau der von Israel zerstörten
palästinensischen Sicherheitsorgane zu
unterstützen, ohne die es Abbas kaum
gelingen wird, die Gewalt gegen Israel zu
unterbinden. Daß dies mißlingen könnte,
ist die große Sorge. Denn ohne einen glaub-
würdigen, terroristische Aktionen dauer-
haft unterbindenden palästinensischen
Verhandlungspartner wird sich auf israeli-
scher Seite wenig bewegen.

Die Entsendung amerikanischer Solda-
ten zur Durchsetzung eines Waffenstill-
stands scheint die Bush-Administration
nicht zu erwägen. Das zeigte sich in der
Reaktion auf den von Senator John W.
Warner, dem Vorsitzenden des Streitkräfte-
ausschusses, wiederholt geäußerten Vor-
schlag, eine NATO-Truppe zur Durchset-
zung eines Waffenstillstandsabkommens zu
entsenden. Im Juni 2003 brachte er diese
Idee erneut in die Debatte ein, diesmal
unterstützt von Senator Lugar, dem Vor-
sitzenden des Auswärtigen Ausschusses.
Dieser stellt sich die NATO-Präsenz, die die
Umsetzung der road map erleichtern soll,
sogar mit einem Mandat vor, gegen Terro-
risten in den palästinensischen Gebieten
vorzugehen. Das Weiße Haus hat klar-
gemacht, daß an die Entsendung von
US-Truppen nicht gedacht ist.
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Bushs große Chance
Der eigentliche Test für Bush kommt dann,
wenn die Umsetzung der road map in eine
»Grauzone« gelangt, wie ein Vertreter von
AIPAC es ausdrückte: wenn der neue palä-
stinensische Premierminister Abbas Fort-
schritte bei der Bekämpfung des Terroris-
mus macht und die Europäer trotz fortge-
setzter, nie gänzlich zu unterbindender Ge-
waltakte auf ein Datum für die Ausrufung
eines palästinensischen Staates drängen.

Zwar könnte Bush im Laufe eines Ver-
mittlungsprozesses innenpolitische Pro-
bleme bekommen. Doch sein durch die
Unterstützung Israels angesammeltes
politisches Kapital ist groß; er kann lange
davon zehren. Aufgrund seiner bisherigen
Politik muß er nicht den Vorwurf fürchten,
die Sicherheit Israels liege ihm nicht am
Herzen. Rechnen muß er aber damit, daß
ihn die demokratischen Herausforderer
unter Umständen in der pro-israelischen
Haltung überbieten wollen. Um dieser Mög-
lichkeit vorzubeugen, haben im Mai 2003
prominente liberale jüdische Amerikaner
alle demokratischen Präsidentschaftskandi-
daten in einem Brief vor einer solchen Tak-
tik gewarnt. Die Botschaft: Macht nicht
gegen die road map Front, sonst riskiert ihr
die Unterstützung liberaler jüdischer
Wähler und Spender. Bush mag sogar unter
jüdischen Wählern von einem entschiede-
nen Eintreten für den Frieden profitieren.
Stimmt diese Analyse, dann hat Bush enor-
men innenpolitischen Handlungsspiel-
raum. Es kommt insofern darauf an, was
er will, wie er sich entscheidet.

Präsident Bush ist allem Anschein nach
überzeugt, daß Israel im Interesse des Frie-
dens einen Palästinenserstaat akzeptieren
muß. Er scheint zu hoffen, daß der Frie-
densprozeß eine Art sich selbst tragende
Dynamik gewinnen wird, daß es nach einer
Reform der palästinensischen Führung in
Israel zu einer starken öffentlichen Unter-
stützung für einen palästinensischen Staat
kommen werde, auf die die israelische
Regierung eingehen müsse, wenn sie nicht
ihre Ablösung riskieren wolle. Wenn die
Signale nicht täuschen, die aus der Admini-

stration dringen, dann hegt Bush bei aller
Unterstützung für Scharon große Zweifel
daran, ob dieser tatsächlich eine Friedens-
vision hat. Sicher dürfte jedoch eines sein:
Ohne intensive Intervention der USA und
damit auch des amerikanischen Präsiden-
ten werden die Konfliktparteien nicht in
der Lage sein, die harten Fragen am Ende
des Prozesses zu lösen. Präsident Bush ist
bereit zum Engagement, doch eher im Stile
eines Chief Executive Officer, der die De-
tails anderen überläßt, als im Stile von
Präsident Clinton, dessen am Ende vergeb-
liche intensive Involvierung auf Präsident
Bush eher abschreckend zu wirken scheint.
Eine gewisse Distanz zu den Details bedeu-
tet nicht, wie sich das in anderen Feldern
auch zeigte, daß Bush ein Thema nicht
hartnäckig verfolgt.

Doch wird er dafür genügend Aufmerk-
samkeit aufbringen? Wird nicht vielleicht
eine sich zuspitzende Krise mit Iran oder
Nordkorea seine Aufmerksamkeit absor-
bieren? Werden Wirtschaftslage und Wahl-
kampf dem nachhaltigen Engagement im
Nahostkonflikt nicht zuwiderlaufen? In der
Regel waren unter früheren Präsidenten die
beiden letzten Jahre ihrer ersten Amtszeit
nicht die Zeit für eine aktive Rolle im Nah-
ostkonflikt. Doch vielleicht hat sich auch
dies nach dem 11. September 2001 geän-
dert. Vielleicht ergreift Präsident Bush die
Chance, die sich ihm bietet. Vielleicht ge-
lingt es ihm und seiner Administration
auch in dieser Hinsicht, den politischen
Diskurs in den USA zu verschieben – das
Verständnis dessen zu verändern, was im
politischen System der USA traditionell pro-
israelisch heißt: nämlich weg von einer
kritiklosen reflexhaften Bejahung israeli-
scher Regierungspolitik hin zu einer reflek-
tierten, den Status quo überwindenden
Orientierung am langfristigen Gedeihen
Israels.
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